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Bekanntmachung

Am 18. April 2005 findet um 19.00 Uhr im Schulungsraum der Feuerwehr Mietgendorf die nachste
Sitzung des Ortsbeirates Mietgendorf statt.

Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzung

1.0. Einwohnerfragestunde

2.0. Beratung von Vorlagen

2.1. Vorlage Nr. 1.196 - Satzung Uber die Aufwandsentschadigungen fir ehrenamtliche
Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Ludwigsfelde
und ihrer Ausschiisse sowie flir Ortsbiirgermeister und Mitglieder der
Ortsbeirate der Stadt Ludwigsfelde (Entschadigungssatzung)

3.0. Informationen des Ortsbirgermeisters

Tagesordnung der nichtéffentlichen Sitzung:

1.0. Stellungnahme des Ortsbeirates zum Verkauf des Flurstiicks 182/2 der Flur 2, Gemarkung
Mietgendorf

An der offentlichen Sitzung des Ortsbeirates Mietgendorf kann jedermann teilnehmen.
Ludwigsfelde, 11. 04. 2005
gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister
Bekanntmachung

Am 26. April 2005 findet um 20.00 Uhr im Gemeindehaus Grdben, Dorfstral’e, die nachste Sitzung
des Ortsbeirates Groben statt.

Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzung:

1.0. Information des Ortsblrgermeisters

2.0. Beratung zur Dorferneuerung

3.0. Vorbereitung Dorffest/Fontanefest

4.0. Einwohnerfragestunde

An der 6ffentlichen Sitzung des Ortsbeirates Grében kann jedermann teilnehmen.
Ludwigsfelde, 11. 04. 2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister
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Bekanntmachung
Anhoérung der Ortsbeirdte zum Haushaltssicherungskonzept und Haushaltsplan 2005

Am 21. April 2005 findet um 18.30 Uhr im Sitzungssaal des Ludwigsfelder Rathauses,
Rathausstralle 3, die Vorstellung des Haushaltssicherungskonzeptes sowie des Haushaltsplanes
2005 statt. Diese Beratung dient der Anhdérung der Ortsbeirdte zur Erstellung des Haushaltsplanes
gemal § 54 a Absatz 1 Nr. 6 der Gemeindeordnung fir das Land Brandenburg.

Die Anhdrung ist 6ffentlich, es kann jedermann teilnehmen.
Ludwigsfelde, 11.04.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Offentliche Bekanntmachung
Aufforderung der Wehrpflichtigen des Geburtsjahrgangs 1987
zur Meldung zur Erfassung

Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPfIG) sind alle Manner, die Deutsche im Sinne des
Grundgesetzes sind und ihren standigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben, vom
vollendeten 18. Lebensjahr an wehrpflichtig (Wehrpflichtvoraussetzungen). Die Erfassung kann
bereits ein Jahr vor Vollendung des 18. Lebensjahres durchgefiihrt werden (§ 15 Abs. 6 WPfIG).

Alle Personen des Geburtsjahrgangs 1987, die wehrpflichtig sind und denen bislang kein Schreiben
der Erfassungsbehdrde Uber die bevorstehende Erfassung zugegangen ist, werden nach § 15 Abs. 1
WPfIG aufgefordert, sich umgehend personlich oder schriftich bei der nachstehenden
Erfassungsbehdérde zur Erfassung zu melden:

Stadt Ludwigsfelde
Burgerservice/Wohngeld
Rathausstralie 3
14974 Ludwigsfelde

Sprechstunden: Montag 10.00 - 15.00 Uhr
Dienstag 8.00 - 18.00 Uhr
Mittwoch 8.00 - 15.00 Uhr

Donnerstag 8.00 - 18.00 Uhr

Diese Aufforderung ergeht insbesondere an Personen ohne feste Wohnung, die die
Wehrpflichtvoraussetzungen erfillen.

Bei der personlichen Meldung sind der Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Es empfiehlt
sich, auch sonstige der Feststellung der Wehrpflicht dienende Unterlagen mitzubringen.

Arbeitnehmer, deren Arbeitgeber nicht nach § 14 Arbeitsplatzschutzgesetz zur Weiterleitung des
Arbeitsentgelts verpflichtet ist, wird der durch die Erfassung entstehende Verdienstausfall durch die
Erfassungsbehérde auf Antrag erstattet. Dies gilt auch fiir die entstehenden notwendigen Auslagen,
insbesondere Fahrkosten am Ort der Erfassung.

Ich weise darauf hin, dass nach § 45 WPfIG ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
gegen eine Vorschrift des § 15 Abs. 1 WPfIG Uber die Erteilung von Auskinften oder die persdnliche
Meldung zur Erfassung verstof3t. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe geahndet werden.
Ludwigsfelde, 11.04.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister
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Offentliche Bekanntmachung

tiber das Widerspruchsrecht gegen die Dateniibermittlung gem. § 33 Brandenburgisches
Meldegesetz (BbgMeldeG)

Die Stadt Ludwigsfelde als Meldebehdrde ist gem. § 33 BbgMeldeG berechtigt,

1. Parteien, politischen Vereinigungen, Wahlergruppen, Listenvereinigungen und anderen Tragern
von Wahlvorschlagen im Zusammenhang mit Wahlen, Volksbegehren, Volksentscheiden und
Birgerentscheiden Auskunft aus dem Melderegister Uber Familienname, Vorname, akademische
Grade und gegenwartige Anschrift von Wahlberechtigten zu erteilen,

2. Alters- und Ehejubilare von Einwohnern bekannt zu geben und

3. zur Herstellung eines Adressbuches Namen und Anschrift von volljahrigen Einwohnern an den
Adressbuchverlag weiterzuleiten.

Sie haben das Recht, der Weitergabe |hrer Daten nach § 33 Abs. 1-5 BbgMeldeG zu widersprechen.
Im Widerspruch ist anzugeben, welche der oben aufgeflhrten Datenlbermittlung Sie nicht winschen.
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der

Stadt Ludwigsfelde
Burgerservice/Wohngeld
Rathausstralie 3
14974 Ludwigsfelde

einzulegen.

Der Sperrvermerk gilt unbefristet beziehungsweise bis auf Widerruf fir das Melderegister der Stadt
Ludwigsfelde. Ein bereits eingelegter Widerspruch ist weiterhin giltig.

Ludwigsfelde, 11.04.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Einzelsatzung der Stadt Ludwigsfelde
zur Erhebung von StraBenbaubeitréagen fiir straBenbauliche
MaBnahmen im Ortsteil Siethen

Aufgrund des § 5 der Gemeindeordnung fir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. | S. 154) und der §§ 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15.06.1999 (GVBI. | S. 231), beide Gesetze in der jeweils geltenden Fassung, hat die
Stadtverordnetenversammlung Ludwigsfelde in ihrer Sitzung am 05.04.2005 folgende Satzung
beschlossen:

§1

Beitragstatbestand

(1) Zum Ersatz des Aufwandes fur die in Absatz 2 genannten Ausbaumaflnahmen bei Anlagen im
Bereich der offentlichen Stralen, Wege und Platze im Ortsteil Siethen und als Gegenleistung fur
die durch die Mdglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentimern, Erbbauberechtigten und
Nutzern der anliegenden Grundstiicke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt
Ludwigsfelde Beitrage nach MalRgabe dieser Satzung.
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()
a)

b)

(1)

)

@)

Ausbaumalinahmen im Sinne des Absatzes 1 sind:

die Verbesserung der Strallenbeleuchtung und die Herstellung der Oberflachenentwasserung des
Gehweges in der Potsdamer Stral3e, zwischen Lindenstralle und Zum Wiesenberg

die Verbesserung des Gehweges in der Potsdamer Stralle, zwischen Lindenstralle und Zum
Wiesenberg

§2

Verteilung des umlagefiahigen Aufwandes

Der umlageféhige Aufwand wird auf die Grundstlicke verteilt, von denen aus die Mdglichkeit der
Inanspruchnahme der ausgebauten &ffentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr
besteht (bertcksichtigungsfahige Grundstiicke). Dabei werden Art und Mal® der Nutzung der
Grundsticke durch eine Vervielfachung der mafigeblichen Grundstiicksflache mit den nach den
§§ 3 und 4 mafRigeblichen Nutzungsfaktoren berticksichtigt.

Soweit Flachen berilicksichtigungsfahiger Grundstiicke baulich oder gewerblich nutzbar sind,
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 3. Fir die Gibrigen Flachen, einschliel3lich
der im Aullenbereich liegenden Flachen oder Teilflachen, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.

Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berticksichtigungsfahigen Grundstiicken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der
Restflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtflache
des Grundstucks;

2. die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes in den Aulienbereich hinausreichen, die Flache
im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstlicken, die tiber
die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Flache im Satzungsbereich;

4. fir die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB)
liegen, die Gesamtflache des Grundstlcks,

b) wenn sie mit ihrer Flache teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im
AuBenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Flache zwischen der offentlichen Anlage und
einer Linie, die in einem gleichmaBigen Abstand von 50 m zu ihr verlauft; bei
Grundstiicken, die nicht an die offentliche Anlage angrenzen oder lediglich durch einen
zum Grundstiick gehérenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flache zwischen der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundstlicksseite und einer Linie, die in einem
gleichmafigen Abstand von 50 m zu ihr verlauft;

5. die Uber die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich
nutzbar sind, die Flache zwischen der 6ffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 b) der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundstlicksseite und einer Linie hierzu, die in dem
gleichmalRigen Abstand verlauft, der der ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen
Nutzung entspricht;
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(4)

(1)

)

®)

Bei berticksichtigungsfahigen Grundstlicken, die

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhdfe,
Sport- und Festplatze, Freibdder oder Dauerkleingarten) oder innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder

2. ganz bzw. teilweise im Auflienbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtflache des Grundstiicks bzw. die Flache des Grundstiicks zugrunde zu legen, die
von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§3
Nutzungsfaktoren fiir Baulandgrundstiicke

Der maligebliche Nutzungsfaktor bei berlcksichtungsfahigen Grundsticken, die baulich oder
gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.
Kirchengebaude werden stets als eingeschossige Gebaude behandelt.

Zur Berucksichtigung des unterschiedlichen MalRes der Nutzung wird die Flache (§ 2 Abs. 4)
vervielfacht mit

,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,

a
b
c
d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen,

) 1
) 1
) 1
) 1

Als Zahl der Vollgeschosse gilt — jeweils bezogen auf die in § 2 Abs. 4 bestimmten Flachen — bei
Grundstiicken

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 1
und 2)

a) die im Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,

b) fir die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hbhe der baulichen
Anlagen festgesetzt ist, die hochstzuldssige Hohe geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen
kleiner als 0,5 auf die vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle
Zahl aufgerundet werden.

c) fur die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Hohe der baulichen
Anlagen sondern nur Baumassenzahlen festgesetzt sind, die durch 3,5 geteilte
hochstzulassige Baumassenzahl, wobei die Bruchzahlen kleiner als 0,5 auf die
vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl aufgerundet
werden.

d) auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene,

2. fur die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von
einem Vollgeschoss. die auBerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder fir
Flachen, fir die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die
Gebaudehodhe nicht festsetzt, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 3 und 4), wenn




AMTSBLATT fur die Stadt Ludwigsfelde  12. April 2005 Nr.: 16 Seite 7

a) sie bebaut sind, die héchste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl
der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die Hohe des Bauwerkes geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen kleiner als
0,5 auf die nachste volle Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl
aufgerundet werden. Bleibt die auf diese Weise ermittelte Zahl der Vollgeschosse hinter
der Zahl der auf dem Grundstlick zulassigen Zahl der Vollgeschosse zurlick, ist die Zahl
der hochstzulassigen Zahl der Vollgeschosse zu Grunde zu legen.

b) sie unbebaut aber bebaubar sind, aus der héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse.

c) auf ihnen keine Bebauung zulassig ist, sie aber gewerblich genutzt werden kdnnen, die
Zahl von einem Vollgeschoss.

d) auf ihnen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

(4) Zur Bericksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 2 und 3
festgesetzten Faktoren um 0,5 erhoht:

a)

b)

bei Grundstiicken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten, die gewerblich genutzt werden kénnen.

bei Grundstlicken in unbeplanten Gebieten, die gewerblich genutzt werden. ,Gewerblich
genutzt im Sinne dieser Satzungsbestimmung sind Grundsticke, die einem typischen
Gewerbebetrieb zuzurechnen sind. Zuséatzlich sind Grundstiicke ,gewerblich genutzt®, die
typischerweise auf einen Besucherverkehr abstellen und deshalb eine intensivere
Inanspruchnahme einer offentlichen Anlage verursachen, wie z.B. Grundstlicke mit Praxen
von Arzten, Anwaélten, Architekten, aber auch Biiro-, Verwaltungs- und Krankenhausgebéude
U.S.W.

Dies gilt auch fir Grundstlicke in sonstigen Gebieten, die entsprechend den Buchstaben a)
und b) genutzt werden, nur so genutzt werden kénnen oder fiir die eine solche Nutzung zum
Zeitpunkt des Bestehens der Beitragspflicht genehmigt worden ist.

§4

Nutzungsfaktoren fiir Grundstiicke mit sonstiger Nutzung

(1) Far die Flachen nach § 2 Abs. 5 gelten als Nutzungsfaktoren:

1.

0,5 bei Grundstiicken, die aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan
nicht baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B.
Kirchengrundstiicke, Friedhdfe, Sport- und Festplatze, Dauerkleingarten) oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden.

bei Grundstiicken, die im Auflenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung)

a) 0,017, bei einer Nutzung als Wald, wenn sie unbebaut sind,

b) 0,034, bei einer Nutzung als Griin-, Acker- oder Gartenland, wenn sie unbebaut sind,

c) 0,5, wenn sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z.B. Kirchengrundstlicke, Friedhodfe, Sport- und Festplatze,
Dauerkleingarten)




AMTSBLATT fur die Stadt Ludwigsfelde  12. April 2005 Nr.: 16 Seite 8

d) 1,0, wenn auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebaude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, fir eine
Teilflache, die sich rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die
Grundflachenzahl 0,2 ergibt. Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhoht sich der
Nutzungsfaktor von je 0,25 fiir jedes weitere tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fiir die
Restflache gelten entsprechend die Buchstaben a - ¢)

e) 1,5, wenn sie gewerblich genutzt und bebaut sind, fiir eine Teilfliche, die sich rechnerisch
aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt.
Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um je 0,25 fiir
jedes tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fir die Restflache gelten entsprechend die
Buchstaben a - ¢)

§5

Beitragssatz
Der Beitragssatz betragt:

a) flr die MaBnahme nach § 1 Abs. 2 lit. a) 0,20014 Euro je m?
b) firr die MaBnahme nach § 1 Abs. 2 lit. b) 0,38833 Euro je m?

§6
Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(1) Bei Grundstiicken, die von mehr als einer Offentlichen Anlage bei gleichartiger
ErschlieBungsfunktion erschlossen werden (z.B. Eckgrundstiicke, Grundstliicke zwischen zwei
offentlichen Anlagen), wird der sich ergebene Beitrag nur zu zwei Dritteln erhoben.

(2) Dies gilt nicht fur gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstiicke in beplanten und
unbeplanten Gebieten.

§7
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentimer des Grundstliickes ist. Mehrere Eigentimer eines Grundstiickes sind
Gesamtschuldner.

(2) Ist das Grundstlick mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht fir das Grundstick ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentimers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBI. |
S. 2457) genannten naturlichen oder juristischen Personen des privaten und des offentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der
Falligkeit des Beitrages das Wahlrecht Gber die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf
des Grundstliicks gemall den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften
Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstlickseigentimers unberihrt.
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§8
Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

§9

Inkrafttreten
Diese Satzung tritt rickwirkend zum @0.2001 in Kraft.
Ludwigsfelde, 11. 04. 2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird gemaf § 5 Abs. 3 der Gemeindeordnung fiir das Land Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. I, S. 154) in der jeweils geltenden Fassung
offentlich bekannt gemacht.

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist
diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 6ffentlichen
Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften ber die Genehmigung oder die o6ffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt
worden sind.

Ludwigsfelde, 11. 04. 2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Einzelsatzung der Stadt Ludwigsfelde

zur Erhebung von StraBenbaubeitragen fiir straBenbauliche
MaBRnahmen in der K.-Liebknecht-StraBe, zwischen der Potsdamer- und der R.-Luxemburg-
StraRe

Aufgrund des § 5 der Gemeindeordnung fir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. | S. 154) und der §§ 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes fiir das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15.06.1999 (GVBI. | S. 231), beide Gesetze in der jeweils geltenden Fassung, hat die
Stadtverordnetenversammlung Ludwigsfelde in ihrer Sitzung am 05.04.2005 folgende Satzung
beschlossen:

§1

Beitragstatbestand

(1) Zum Ersatz des Aufwandes fir die in Absatz 2 genannten Ausbaumaflnahmen bei Anlagen im
Bereich der offentlichen Strallen, Wege und Platze und als Gegenleistung fir die durch die
Madglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentimern, Erbbauberechtigten und Nutzern der
anliegenden Grundstlicke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Ludwigsfelde
Beitrage nach Maligabe dieser Satzung.



wilms
Abnahme war am 28.11.01
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(2) Ausbaumalnahme im Sinne des Absatzes 1 ist die Erneuerung/Verbesserung des Geh- und
Radweges, der Stellplatze, der Stralenbeleuchtung und der Busspur in der K.-Liebknecht-Stralie,
zwischen Potsdamer- und R.-Luxemburg-Stral3e.

§2

Verteilung des umlagefiahigen Aufwandes

(1) Der umlagefahige Aufwand wird auf die Grundstlicke verteilt, von denen aus die Mdglichkeit der
Inanspruchnahme der ausgebauten 6ffentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr
besteht (berlicksichtigungsfahige Grundstiicke). Dabei werden Art und Mall der Nutzung der
Grundstlicke durch eine Vervielfachung der mal3geblichen Grundstlicksflache mit den nach den
§§ 3 und 4 malgeblichen Nutzungsfaktoren beriicksichtigt.

(2) Soweit Flachen berucksichtigungsféahiger Grundsticke baulich oder gewerblich nutzbar sind,
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 3. Fir die Ubrigen Flachen, einschlief3lich
der im AuBenbereich liegenden Flachen oder Teilflachen, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei beriicksichtigungsfahigen Grundstticken,

1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der
Restflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtflache
des Grundstucks;

2. die uber die Grenzen des Bebauungsplanes in den Aul3enbereich hinausreichen, die Flache
im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundstiicken, die Uber
die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Flache im Satzungsbereich;

4. fir die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB)
liegen, die Gesamtflache des Grundstiicks,

b) wenn sie mit ihrer Flache teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im
AuBenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Flache zwischen der o&ffentlichen Anlage und
einer Linie, die in einem gleichméaligen Abstand von 50 m zu ihr verlauft; bei
Grundstucken, die nicht an die 6ffentliche Anlage angrenzen oder lediglich durch einen
zum Grundstuck gehérenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flache zwischen der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundsticksseite und einer Linie, die in einem
gleichmafigen Abstand von 50 m zu ihr verlauft;

5. die Uber die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich
nutzbar sind, die Flache zwischen der 6ffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 b) der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundstlicksseite und einer Linie hierzu, die in dem
gleichmaliigen Abstand verlauft, der der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen
Nutzung entspricht;

(4) Bei beriicksichtigungsfahigen Grundstticken, die
1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhdfe,
Sport- und Festplatze, Freibader oder Dauerkleingarten) oder innerhalb des im Zusammenhang

bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder
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2. ganz bzw. teilweise im Auflienbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtflache des Grundstlcks bzw. die Flache des Grundsticks zugrunde zu legen, die
von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§3
Nutzungsfaktoren fiir Baulandgrundstiicke

(1) Der maRgebliche Nutzungsfaktor bei berlcksichtungsfahigen Grundstiicken, die baulich oder
gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.
Kirchengebaude werden stets als eingeschossige Gebaude behandelt.

()

®)

Zur Berlcksichtigung des unterschiedlichen MaRes der Nutzung wird die Flache (§ 2 Abs. 4)
vervielfacht mit

.
zezeacze

~ ~—

1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen,
2,0 bei einer Bebaubarkeit mit fiinf Vollgeschossen,
2,25 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen,
2,5 bei einer Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen,
2,75 bei einer Bebaubarkeit mit acht Vollgeschossen.

Als Zahl der Vollgeschosse gilt — jeweils bezogen auf die in § 2 Abs. 4 bestimmten Flachen — bei
Grundsticken

1.

die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 1
und 2)

a)

b)

d)

die im Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,

fur die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der baulichen
Anlagen festgesetzt ist, die hochstzulassige Hohe geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen
kleiner als 0,5 auf die vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle
Zahl aufgerundet werden.

fur die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Héhe der baulichen
Anlagen sondern nur Baumassenzahlen festgesetzt sind, die durch 3,5 geteilte
héchstzuldssige Baumassenzahl, wobei die Bruchzahlen kleiner als 0,5 auf die
vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl aufgerundet
werden.

auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene,

fur die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von
einem Vollgeschoss. die auBerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder fir
Flachen, fir die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die
Gebaudehodhe nicht festsetzt, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 3 und 4), wenn
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a) sie bebaut sind, die hochste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl
der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die Hohe des Bauwerkes geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen kleiner als
0,5 auf die nachste volle Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl
aufgerundet werden. Bleibt die auf diese Weise ermittelte Zahl der Vollgeschosse hinter
der Zahl der auf dem Grundstiick zuladssigen Zahl der Vollgeschosse zurlck, ist die Zahl
der héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse zu Grunde zu legen.

b) sie unbebaut aber bebaubar sind, aus der héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse.

c) auf ihnen keine Bebauung zulassig ist, sie aber gewerblich genutzt werden kdnnen, die
Zahl von einem Vollgeschoss.

d) auf ihnen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

(4) Zur Berucksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 2 und 3
festgesetzten Faktoren um 0,5 erhoéht:

a)

b)

bei Grundsticken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten, die gewerblich genutzt werden kénnen.

bei Grundstliicken in unbeplanten Gebieten, die gewerblich genutzt werden. ,Gewerblich
genutzt* im Sinne dieser Satzungsbestimmung sind Grundstiicke, die einem typischen
Gewerbebetrieb zuzurechnen sind. Zusatzlich sind Grundstiicke ,gewerblich genutzt®, die
typischerweise auf einen Besucherverkehr abstellen und deshalb eine intensivere
Inanspruchnahme einer offentlichen Anlage verursachen, wie z.B. Grundstlicke mit Praxen
von Arzten, Anwaélten, Architekten, aber auch Biiro-, Verwaltungs- und Krankenhausgebéude
u.s.w.

Dies gilt auch fur Grundstlicke in sonstigen Gebieten, die entsprechend den Buchstaben a)
und b) genutzt werden, nur so genutzt werden konnen oder fiir die eine solche Nutzung zum
Zeitpunkt des Bestehens der Beitragspflicht genehmigt worden ist.

§4

Nutzungsfaktoren fiir Grundstiicke mit sonstiger Nutzung

(1) Far die Flachen nach § 2 Abs. 5 gelten als Nutzungsfaktoren:

1.

0,5 bei Grundstucken, die aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan
nicht baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B.
Kirchengrundstiicke, Friedhéfe, Sport- und Festplatze, Dauerkleingarten) oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden.

bei Grundstiicken, die im AuRenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung)

a) 0,017, bei einer Nutzung als Wald, wenn sie unbebaut sind,

b) 0,034, bei einer Nutzung als Griin-, Acker- oder Gartenland, wenn sie unbebaut sind,

c) 0,5, wenn sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z.B. Kirchengrundsticke, Friedhoéfe, Sport- und Festplatze,
Dauerkleingéarten)
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d) 1,0, wenn auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebaude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, fir eine
Teilflache, die sich rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die
Grundflachenzahl 0,2 ergibt. Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhéht sich der
Nutzungsfaktor von je 0,25 fur jedes weitere tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fur die
Restflache gelten entsprechend die Buchstaben a - c)

e) 1,5, wenn sie gewerblich genutzt und bebaut sind, fiir eine Teilfliche, die sich rechnerisch
aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt.
Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um je 0,25 fiir
jedes tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fiir die Restflache gelten entsprechend die
Buchstaben a - ¢)

§5

Beitragssatz

Der Beitragssatz fur die MalRnahme nach § 1 Abs. 2 betragt 0,8453454 Euro je m>2.

§6
Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(1) Bei Grundstiicken, die von mehr als einer Offentlichen Anlage bei gleichartiger
ErschlieBungsfunktion erschlossen werden (z.B. Eckgrundstiicke, Grundstliicke zwischen zwei
offentlichen Anlagen), wird der sich ergebene Beitrag nur zu zwei Dritteln erhoben.

(2) Dies gilt nicht fur gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstiicke in beplanten und
unbeplanten Gebieten.

§7
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentimer des Grundstliickes ist. Mehrere Eigentimer eines Grundstiickes sind
Gesamtschuldner.

(2) Ist das Grundstlick mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht fir das Grundstick ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentimers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBI. |
S. 2457) genannten natirlichen oder juristischen Personen des privaten und des offentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der
Falligkeit des Beitrages das Wahlrecht Gber die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf
des Grundstliicks gemall den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften
Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstlickseigentimers unberihrt.
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§8
Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.

§9

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt rickwirkend zum @2.2002 in Kraft.
Ludwigsfelde, 11. 04. 2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird gemaf § 5 Abs. 3 der Gemeindeordnung fiir das Land Brandenburg in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. I, S. 154) in der jeweils geltenden Fassung

offentlich bekannt gemacht.

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist
diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 6ffentlichen
Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist. Dies gilt nicht, wenn
die Vorschriften Gber die Genehmigung oder die o6ffentliche Bekanntmachung der Satzung verletzt

worden sind.

Ludwigsfelde, 11. 04. 2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister



wilms
Zeitpunkt der Erfüllung der sachlichen Beitragspflichten: 19.02.2002 \(Abnahmeniederschrift\)
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